
Jahrgang 201 2 Nr. 8

Jugend- und Auszubildenden-
vertreter/innen holen sich ihr Rüstzeug
Nachdem der Haushalt 201 2/201 3 endlich verabschiedet war, konnte die DSTG Berl in
nun auch ihre bereits im März gewählten Jugend- und Auszubildendenvertreter/innen
schulen. Am 30. und 31 . Jul i 201 2 wurden die Mitgl ieder der örtl ichen Jugend- und
Auszubildendenvertretungen bzw. der Gesamtjugend- und Auszubildendenvertretung
über ihre Rechte und Pfl ichten sowie über ihre Möglichkeiten der Einflussnahme als
Jugendvertreter informiert. Während des Seminars kam es auch zu einem regen
Austausch über die Lösung bereits bekannter Probleme. Da die Anforderungen in den
Ämtern vielseitig sind, werden DSTG und DSTG-Jugend weiterhin den Austausch der
Jugendvertreter untereinander fördern. Und natürl ich jederzeit mit Rat und Tat zur
Seite stehen.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen,

am Ende dieses Jahres werden zwei Ereignisse ihren

Höhepunkten entgegen streben: Tarifverhandlungen

und Personalratswahlen.

Auf jeden Fall sind Sie von beiden direkt betroffen,

wenn Sie zur Gruppe der Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer gehören. Bei den Beamtinnen und Beam-
ten ist die Situation etwas anders, da sich

Tarifverhandlungen auf sie - wenn überhaupt - nur mit-
telbar auswirken.

Die Tarifgemeinschaft deutscher Länder (TdL), die ab sofort auf Arbeitgeberseite für das Land Berl in

verhandelt, hat mit der dbb tarifunion (und damit auch mit der DSTG) die Einsetzung einer Arbeits-
gruppe vereinbart. Diese soll die Rückkehrbedingungen für das Land Berl in in die TdL aushandeln.

Ausgehend von der Berl iner Tarifsituation, die inzwischen den Tarifvertrag für den öffentl ichen

Dienst der Länder (TV-L), den Tarifvertrag zur Überleitung der Beschäftigten der Länder in den TV-L

(TVÜ-L) und den Angleichungs-Tarifvertrag für Berl in umfasst, sol len ab September 201 2 die detai l-
l ierten Bedingungen festgelegt werden. Für diesen „Feinschl iff“ sorgt in der Arbeitsgruppe seitens

der DSTG für die dbb tarifunion der Kollege Alexander Lüdtke, an den Tarifverhandlungen nimmt

der Kollege Bernd Raue teil . Erfahrungsgemäß werden wohl mehrere Treffen benötigt, um die Stel l-
schrauben richtig anzubringen. Aber eines ist klar: Die 1 00 % spätestens in 201 7 sind unverrückbar!

Rückwirkend zum Beginn dieses Jahres hat das Land Berl in die bereinigte Entgeltordnung im Hau-
ruckverfahren eingeführt. Dazu gibt es immer wieder Erläuterungs- und Aufklärungsbedarf, dem die

DSTG in jedem Einzelfal l weiterhin abhilft. Größere Problemfelder sind uns nicht bekannt gewor-
den, jedoch ist bei Umsetzungen von Kolleginnen und Kollegen in andere Arbeitsgebiete auf die

korrekte Eingruppierung nach der "neuen" Entgeltordnung zu achten - eine Aufgabe auch für Perso-
nalvertreter.

Für die eingangs angesprochenen Personalratswahlen (Termin wird der 1 2.1 2.1 2 sein) hat die

DSTG die Kandidatenl isten für beiden Statusgruppen bereits vor einiger Zeit aufgestel lt. Für den

Gesamtpersonalrat werden Ihre Kandidatinnen und Kandidaten unter der Bezeichnung "Deutsche

Steuer-Gewerkschaft - Kompetenz statt Chaos" antreten. Bei der Wahl zum Hauptpersonalrat fin-
den Sie die DSTG-Vertreter/innen auf der gemeinsamen Liste des dbb beamtenbund und tarifunion

berl in unter dem Kennwort "Bündnis für den öffentl ichen Dienst - die Gewerkschaften im dbb". Hier

treten wir unter der Listennummer 2 an - für den GPR stand dies bei Redaktionsschluss noch nicht

fest.

Wir bitten Sie bereits heute ganz herzl ich, aber auch eindringl ich: Gehen Sie zur Wahl, geben Sie

Ihre Stimme ab - und wählen Sie die jeweil ige Liste mit den Kandidatinnen und Kandidaten der

DSTG für den örtl ichen Personalrat, für den Gesamtpersonalrat und für den Hauptpersonalrat.

Kompetent und verlässl ich, wie die freundliche Kollegin von nebenan und wie der nette Kollege von

gegenüber!

Ach ja: Da sind ja noch die Tarifverhandlungen über eine Entgelterhöhung im nächsten Jahr. Ein

wichtiges Jahr, denn für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Berl in gibt es nicht nur eine Er-
höhung des Tabellenentgelts, sondern insbesondere eine weitere schrittweise Annäherung an das

Bezahlungsniveau der übrigen Länder mit mindestens zusätzl ichen 0,5 % in Richtung 1 00 % in Ab-
hängigkeit vom gesamten Verhandlungsergebnis.

Wir freuen uns auf diese Vielfalt an Aufgaben und weiteren Themen - mit Ihrer "stimmgewaltigen"

Unterstützung.

Alexander LüdtkeBernd Raue
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Das Ausbildungsende für den mittleren Dienst des Jahrganges 201 0 hat die DSTG Berlin
zum Anlass genommen, den Finanzsenator erneut zur Einstellung auch der Anwärterin-
nen und Anwärter aufzufordern, die ihre Laufbahnprüfung mit der Laufbahnnote „ausrei-
chend“ abgelegt haben bzw. künftig ablegen werden.

Sehr geehrter Herr Dr. Nußbaum,

wir nehmen das Ausbildungsende des Einstel lungsjahrganges 201 0 für den mittleren Dienst
und den bevorstehenden Ausbildungsabschluss des Einstel lungsjahrganges 2009 für den
gehobenen Dienst zum Anlass, nochmals die Einstel lung von Absolventinnen und Absolven-
ten mit der Laufbahnnote „ausreichend“ zu thematisieren. Bereits in mehreren Gesprächen
und Schreiben haben DSTG und DSTG-Jugend die Argumente vorgetragen, die für eine
Einstel lung sprechen. Ohne diese im Detail auszuführen, fassen wir die wichtigsten noch
einmal zusammen:

- Unsere Kritik an der Personalausstattung von 90 % des Ergebnisses der Personalbedarfs-
berechnung ist Ihnen bekannt. Aber selbst unabhängig davon leiden die Finanzämter unter
einer prekären Personalsituation. Bereits zum Stichtag 30.06.201 2 ergab sich ausweisl ich
des „Berichtswesens zum Arbeitsstand der Berl iner Finanzämter“ ein personeller Unterbe-
stand von 1 30,20 Vollzeitäquivalenten im Vergleich zum Stellenbestand am 01 .01 .201 2.
Zwischenzeitl ich ist dieser Unterbestand weiter angewachsen - was nicht nur an den durch
den Haushalt 201 2/201 3 genehmigten zusätzl ichen Stel len l iegt, sondern im wesentl ichen
an Personalabgängen. Hinzu kommen der hohe Krankenstand bzw. die erhebliche Anzahl
von Dauerkranken.
- Alters- und krankheitsbedingte Zurruhesetzungen und Verrentungen erfolgen in jedem Mo-
nat. Einstel lungen werden jedoch ausschließlich zum 01 .09. (mittlerer Dienst) bzw. zum
01 .1 0. (gehobener Dienst) des jeweil igen Jahres vorgenommen. Daher ist es erforderl ich, zu
den Einstel lungsterminen einen Personalpuffer zu schaffen, der sich dann mit der Zeit
zwangsläufig abbaut. Die Einstel lungszahlen der letzten Jahre sind ohnehin zu gering, um
die jeweils anstehenden Abgänge vollständig für ein komplettes Jahr im Voraus abzufangen.
Somit ergibt sich deutl ich vor dem nächsten Einstel lungszeitpunkt bereits wieder ein perso-
nel ler Unterbestand.

Zwischenzeitl ich hat die Staatssekretärin Frau Dr. Sudhof bei der Vorstehereinweisung im Fi-
nanzamt für Körperschaften IV am 1 0. September 201 2 positive Signale verkündet. Der Fi-
nanzsenator habe sich bereit erklärt, den Absolventinnen und Absolventen, die mit einer guten
„vier“ knapp an einer Übernahme ins Beamtenverhältnis vorbeigeschrammt seien, eine Chance
zu geben. Was dies genau heißt, war bei Redaktionsschluss noch nicht konkretisiert. Dem Ver-
nehmen nach soll es aber um auf zwei Jahre befristete Arbeitsverträge gehen, die bei entspre-
chenden Leistungen anschließend zu einer Verbeamtung führen können.
Es ist positiv festzustel len, dass sich der Finanzsenator nach jahrelangen Diskussionen endlich
bewegt. Ob dies zu der dringend notwendigen Einstel lung aller Anwärter/innen nach bestande-
ner Laufbahnprüfung führt, bleibt abzuwarten. Die neuesten Entwicklungen finden Sie unter
www.dstg-berl in.de.

Nachfolgend drucken wir den Wortlaut des Schreibens vom 1 . September 201 2 ab:
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Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat im September 2011 entschieden, dass die altersab-
hängige Staffelung des Gehaltes im früheren Tarifrecht (BAT) gegen das Verbot der Altersdis-
kriminierung verstieß. Seitdem ist strittig, ob dies auch auf die Staffelung des Grundgehalts der
Beamtinnen und Beamten zu übertragen ist. Während diverse Verwaltungsgerichte diese Fra-
ge verneinen (u. a. auch das VG Berl in-Brandenburg), hatte das VG Halle eine Altersdiskrimi-
nierung anerkannt. Nun hat auch das VG Frankfurt/Main mit Entscheidung vom 20.08.201 2 die
Stufen im hessischen Besoldungsrecht als rechtswidrig angesehen und das Land Hessen zur
Zahlung von Bezügen der jeweil igen Endstufe verpfl ichtet. Die Berufung zum Oberverwaltungs-
gericht wurde zugelassen.

- Die Ausbildung in der Finanzverwaltung ist äußerst anspruchsvoll . Dies ist bundesweit an-
erkannt, weshalb die übrigen Bundesländer auch alle Anwärterinnen und Anwärter, die die
Laufbahnprüfung bestanden haben, dauerhaft einstel len. Ausnahmen gab es bisher ledigl ich
in einigen Ländern aus haushalterischen Gründen. Eine angeblich geringere Qualität bei der
Note „ausreichend“ wird in anderen Ländern nicht behauptet.
- Die Laufbahnnote sagt vor al lem etwas über das theoretische Wissen der Absolventinnen
und Absolventen aus. In den Finanzämtern kommt es jedoch vor al lem auf die praktischen
Fähigkeiten an. Diese fl ießen jedoch nur zu einem Anteil von 1 5 % beim mittleren Dienst
und zu einem Anteil von 1 2,5 % beim gehobenen Dienst in die Laufbahnnote ein.

Wir appell ieren an Sie, geehrter Herr Dr. Nußbaum, auch denjenigen eine Chance auf eine
Zukunft in der Steuerverwaltung zu geben, die ihre Ausbildung mit der Note „ausreichend“
abgeschlossen haben bzw. abschließen werden. Insoweit wäre aus unserer Sicht auch eine
ein- bis zweijährige „Erprobung“ in einem Arbeitsverhältnis denkbar. Wir sind uns sicher,
dass die Vorsteherinnen und Vorsteher zum Ende dieser Erprobungsphase realistische Ein-
schätzungen zum Leistungsvermögen der Beschäftigten abgeben werden, so dass dann auf
belastbarer Grundlage über eine anschließende Verbeamtung entschieden werden kann.
Bedenken Sie bitte auch, dass es sich nicht um eine große Zahl von Betroffenen handelt.
So haben vom Einstel lungsjahrgang 201 0 des mittleren Dienstes sieben Personen mit der
Note „ausreichend“ abgeschlossen. Deren Beschäftigung wäre keine spürbare Belastung für
den Berl iner Haushalt. In den Finanzämtern wird hingegen jede helfende Hand dringend ge-
braucht.
Aus den genannten Gründen bitten wir Sie, Ihre bisher ablehnende Haltung zu überdenken
und auch den Absolventinnen und Absolventen mit der Laufbahnnote „ausreichend“ eine be-
rufl iche Perspektive zu geben.

Mit freundlichen Grüßen

Mario Moeller Oliver Thiess

stellv. Landesvorsitzender Landesjugendvorsitzender



77

DAS STEUER- UND GROLLBLATT

BB
EE
SS
OO
LL
DD
UU
NN
GG

Wir empfehlen allen Beamtinnen und Beamten, die in den Jahren 2009 bis Jul i 2011 noch nicht
die jeweil igen Endstufe ihrer Besoldungsgruppe erreicht hatten, im Hinbl ick auf die unter-
schiedl iche Rechtsprechung sowie die diversen bei Oberverwaltungsgerichten anhängigen Ver-
fahren ihre eventuel len Ansprüche zu sichern. Hierzu muss - soweit dies nicht bereits erfolgt ist
(z. B. „ab 2008“) - ein Antrag auf rückwirkende Bemessung des Grundgehaltes nach der höchs-
ten Grundgehaltsstufe sowie auf Überprüfung der Überleitung in die Erfahrungsstufen zum
01 .08.2011 bei der Senatsverwaltung für Finanzen gestel lt werden. Gleichzeitig sol lte das Ein-
verständnis mit dem Ruhen des Verfahrens bis zur rechtskräftigen Entscheidung in den anhän-
gigen Verfahren erklärt werden. Der Antrag muss für das Jahr 2009 bis zum 31 .1 2.201 2 bei der
Senatsverwaltung für Finanzen eingehen, ansonsten verjähren die Ansprüche für jenes Kalen-
derjahr.

DSTG-Mitgl iedern stel len wir auf Anforderung gern einen Musterantrag zur Verfügung.
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